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Liebe Leserinnen und Leser, 

 

30 Jahre ist es am 9. November 2019 her, dass in Berlin die 

Mauer gefallen ist, Millionen Deutsche durch eine friedliche 

Revolution ihre Freiheit wiedererlangten und der Weg zur 

Wiedervereinigung Deutschlands geebnet wurde. Lassen Sie uns 

diesen großartigen Tag daher besonders feiern!  

 

Mit der Halbzeitbilanz wirft auch die Bundesregierung diese 

Woche einen Blick in die Vergangenheit. Mit dieser wird die SPD 

die Regierungsarbeit der letzten zwei Jahre bewerten. Meine 

persönliche Einschätzung der Arbeit dieser Regierungskoalition 

ist grundsätzlich sehr positiv. 

 

Im Parlament konnten wir beispielsweise diese Woche 

wesentliche Vorhaben des Koalitionsvertrags in meinem Bereich 

umsetzen: Mit dem Digitale-Versorgung-Gesetz (DVG) werden 

Ärzte nun Gesundheits-Apps verordnen können. Überdies 

verbessert das DVG maßgeblich die öffentliche 

Versorgungsforschung. Meine Rede zum DVG vom 7.11. können 

Sie sich hier nochmal anschauen. 

Außerdem lösen wir mit dem MDK-Reformgesetz den 

Medizinischen Dienst organisatorisch von den Krankenkassen. 

Zusätzlich gestalten wir mit dieser Reform die Prüfung der 

Krankenhausabrechnung einheitlicher und transparenter. Auch 

hierzu habe ich im Bundestag gesprochen. 

Darüber hinaus senken wir durch das Angehörigen-

Entlastungsgesetz die finanzielle Belastung Pflegender. Künftig 

wird auf das Einkommen der Angehörigen erst dann 

zurückgegriffen, wenn sie mehr als 100.000 Euro im Jahr 

verdienen, ansonsten übernimmt der Staat.  

 

Ich wünsche Ihnen ein schönes Einheits-Wochenende und viel 

Spaß beim Lesen! 

 

 

Ihre    

mailto:sabine.dittmar@bundestag.de
https://youtu.be/iguOSp3OAsM
https://www.bundestag.de/mediathek?videoid=7400263#url=bWVkaWF0aGVrb3ZlcmxheT92aWRlb2lkPTc0MDAyNjM=&mod=mediathek
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Foto  
         der Woche 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
 
 

Statement 
der Woche 
 

„Wir wollen nicht etwas, was schon war, 

wir wollen neu zusammenrücken und neu 

unser Land bauen und auch Europa neu ge-

stalten.“ 

Rede Willy Brandts zur Deutschen Einheit  

am 27. Januar 1990 in Gotha 

 

 

 

 

 

 

 

 

Highlights 
der nächsten Wochen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Wann Wo Was 

12.11.2019  
19:00 Uhr  

 
 
 

14 .11.2019  
8:15 Uhr  

 
 

 

ABDA-Haus,  
Heidestraße 7  
Ber l in  
 
 
Bundespresse -
konferenz  
 

 

Parlamentar ischer  
Abend der  
bayerischen 
Apotheker  
 
Hauptd iskutant in  
bei  "Gesundheit  
zum Frühstück" der  
Schwenninger 
Krankenkasse  

Diskussion mit dem Kreistag Rhön-Grabfeld am 04. 
November zur Grundsteuerreform und Gesund-
heitspolitik. Vorne mit im Bild: Referatsleiterin 
Gerda Hofmann und Referent Torsten Bock vom 
Bundesministerium der Finanzen 
Foto: Büro Dittmar 

Während meiner Rede beim Forum Zahn- und Mundge-
sundheit am 06.November. 
Foto: Henrik Andree 
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TOP-THEMA 

30 JAHRE MAUERFALL 
„Wir werden es nicht zulassen, dass wieder 

Mauern aufgebaut werden“ 
Vor 30 Jahren gingen die Bürgerinnen und Bürger 

der DDR für Freiheit und Demokratie auf die 

Straße. Am 09. November 1989 fiel die Mauer. 

Jahrzehntelang waren zuvor Menschen, die sich 

für Freiheit und Demokratie engagierten, durch 

das SED-Regime und die Stasi verfolgt und benach-

teiligt worden. 

 

Das hat der Bundestag am Freitag in einer Verein-

barten Debatte gewürdigt. Denn der unermüdli-

che Einsatz vieler aktiver Bürgerinnen und Bürger 

ebnete dem Fall der Mauer, der friedlichen Revo-

lution und der Wiedervereinigung unseres vor-

mals geteilten Landes den Weg.  

 

Die Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten 

vergessen auch jene nicht, die jahrzehntelanges 

Unrecht durch das SED-Regime und Stasi erlitten 

haben und verbessern die Unterstützung von Op-

fern der politischen Verfolgung: Die Koalition er-

höht die Opferrenten und Ausgleichsleistungen, 

gibt mehr Betroffenen einen Anspruch darauf, 

entschädigt die sogenannten Heimkinder und re-

habilitiert Opfer von staatlichen Zersetzungsmaß-

nahmen. Und sie ehrt diejenigen, die Demokratie 

und Freiheit solidarisch und mit hohem persönli-

chem Einsatz erkämpft haben. Den Bürgerinnen 

und Bürgern der ehemaligen DDR gelten unser 

Dank und unsere Anerkennung. 

 

Die Sachsen-Anhaltinische SPD-Abgeordnete Kat-

rin Budde erinnerte in der Debatte an die Stim-

mung rund um den 09. November 1989. Viele hät-

ten gestaunt, andere seien überwältigt gewesen, 

manche auch skeptisch. Dürfe man zum Beispiel 

zurück, wenn man in den Westen gehe?  

 

Budde machte deutlich darauf aufmerksam, dass 

das damals geborene Wort ‚Wende‘ dem Denken 

von Egon Krenz entsprochen habe. Budde: „Es gab 

keine Wende, es gab eine friedliche Revolution“. 

Deshalb seien so mache Parolen von heute dumm 

und irreführend, denn sie stünden ein der Tradi-

tion von Krenz. Die Menschen hätten Demokratie 

gewollt, auch Wohl-stand. Denn die DDR sei auch 

eine Mangelwirtschat gewesen, zum Beispiel 

wenn es darum gegangen sei, einen OP-Termin zu 

bekommen. Auch das Bildungssystem habe herge-

halten für Kontrolle und Indoktrination. Budde 

stellte klar: „Die Mauer ist nicht gefallen, sie wurde 

von innen eingedrückt, sie wurde gestürzt.“ 

 

Sie betonte, dass die DDR eine Diktatur gewesen 

sei; nicht zuletzt deshalb sage sie heute über das 

vereinte Deutschland: „Das ist mein Staat, den 

verteidige ich. Wir werden es nicht zulassen, dass 

wieder Mauern aufgebaut werden.“ 

 

„Wir dürfen nicht nachlassen“ 
Der Vorsitzende der SPD-Bundestagsfraktion Rolf 

Mützenich setzte in seiner Rede den Mauerfall in 

einen internationalen Zusammenhang und er-

klärte, was er für die internationale Ge-sichte be-

deutete, etwa für die Hoffnungen in Afrika oder 

die Rückkehr von Solidarność in Polen, aber auch 

für den Unfrieden, zum Beispiel die Konsequenzen 

aus den Ereignissen auf dem Platz des Himmli-

schen Friedens in Peking. 

 

Dennoch sei es die „Anziehung der Demokratie“ 

gewesen, die weltweit Friedenspolitik und Abrüs-

tung gefördert habe, bin hin zur Charta von Paris. 

Mützenich appellierte an die Politik, gemeinsam 

eine europäische Friedenspolitik aufzubauen. 

 

Im Mauerfall seien Antworten zu finden auf die 

Fragen und Herausforderungen unserer Zeit. 

„Mauern beginnen in Köpfen“, so Mützenich. Des-

halb sei es so wichtig, die Zivilgesellschaft hervor-

zuheben. „Wir dürfen nicht nachlassen in dem, 

was wir uns für die Zukunft wünschen“. 

 

Christoph Matschie, SPD-Abgeordneter aus Thü-

ringen, bezeichnete den Mauerfall als Urerfahrung 

der Demokratie. Wenn sie zusammenstehen, 

könnten Menschen Geschichte bewegen. Er ver-

urteilte die „groteske“ Behauptung der AfD, sie 

würde die friedliche Revolution weiterführen. Al-

les was sie täte, sei jammern und spalten. 

 

Matschie machte auch deutlich, dass es bei vielen 

Ostdeutschen nach der Wiedervereinigung Brü-

che und Enttäuschungen gegeben habe. Manche 

hätten das Gefühl gehabt, die Kontrolle, den Bo-

den unter den Füßen zu verlieren. Matschie: 

„Diese Narben bleiben“. Und sie prägten durch Er-

zählungen auch jüngere Generationen.  
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Außerdem gebe es noch immer Unterschiede zwi-

schen Ost und West die schmerzten, zum Beispiel 

das Fehlen von Ostdeutschen in Vorständen oder 

in den Medien. Allerdings müsse der Osten auch 

gar nicht so sein, wie der Westen; er müsse nur 

„genauso ernst genommen werden“. Schließlich 

verbinde beide Landesteile viel mehr als sie 

trenne: „Gemeinsam sind wir ein unglaublich star-

kes Land!“ 

 

Der Bundestag hat am Donnerstag dazu den ge-

meinsamen Antrag der Koalitionsfraktionen „30 

Jahre nach der friedlichen Revolution – Aufbau-

leistungen würdigen, gesamtdeutsches Fördersys-

tem für strukturschwache Regionen stärken“ be-

schlossen (Drs. 1)/14748). 

 

DEBATTE 

HASSKRIMINALITÄT 
KONSEQUENT VERFOLGEN 
Morddrohungen und Angriffe von Rechtsextre-

men auf Politikerinnen und Politiker nehmen zu. In 

einer Aktuellen Stunde hat der Bundestag am Don-

nerstag auf Antrag der Koalitionsfraktionen über 

die zunehmende Hasssprache und Hasskriminali-

tät debattiert.  

 

Immer häufiger kommt es zu Morddrohungen ge-

gen Politikerinnen und Politiker – zuletzt gegen 

Cem Özdemir und Claudia Roth (Bündnis 90/Die 

Grünen) sowie Michael Roth (SPD). Diese 

Morddrohungen sind Zeichen einer gesellschaftli-

chen Verrohung. Und sie zielen immer auch auf 

die vielen tausend Engagierten in Kommunen und 

Zivilgesellschaft. Für die SPD-Fraktion ist daher 

klar: Wir brauchen mehr Schutz für Bedrohte – 

etwa durch Nicht-Herausgabe privater Adressen – 

und eine Öffentlichkeit, die sich klar gegen die Ver-

rohung des Diskurses wendet.  

 

Die Bundesregierung hat deshalb Eckpunkte zur 

Bekämpfung von Rechtsextremismus und Hasskri-

minalität auf den Weg gebracht. Sie sollen unter 

anderem die Betreiber von sozialen Netzwerken 

dazu verpflichten, Morddrohungen oder Volksver-

hetzung den Behörden zu melden, verschärfen 

das Strafgesetzbuch, um besser gegen Hass und 

Beleidigungen vorgehen zu können und sollen 

Kommunalpolitikerinnen und Kommunalpolitiker 

besser schützen. 

 

In einer Aktuellen Stunde im Bundestag debattier-

ten die Abgeordneten das Thema am Donnerstag 

unter dem Titel „Gegen Hassrede und Hasskrimi-

nalität – Für eine offene und freiheitliche Gesell-

schaft“. 

 

AfD: Hass als Geschäftsmodell 
Die Hasskriminalität komme eindeutig von rechts, 

betonte Uli Grötsch (SPD). „Morddrohungen und 

Hasskriminalität mehren sich in diesem Land, seit-

dem Rechtsextreme in den Parlamenten ihr Gift 

versprühen.“ Die AfD bereite dabei nicht nur den 

Nährboden, der Hass sei ihr Geschäftsmodell. Die 

allermeisten Straftaten gegen Politikerinnen und 

Politiker seit 2016 seien in Deutschland rechtsmo-

tiviert – allein 2016 mehr als 800. „Das sind An-

griffe auf alle Demokratinnen und Demokraten in 

diesem Land und deshalb müssen wir uns alle 

wehren“, stellte Grötsch klar.  

 

Helge Lindh (SPD) forderte eine Entwaffnung der 

Feinde unserer Verfassung. In Form von ganz kon-

kreten Maßnahmen: Zum Beispiel dadurch, dass 

bekannte Mitglieder verfassungsfeindlicher Verei-

nigungen keinen Zugang zu Waffen bekommen. 

Aber auch eine Entwaffnung der Sprache sei drin-

gend notwendig, sagte Lindh. Denn auch die Hass-

rede sei eine Waffe in Bild und Wort, gerichtet ge-

gen die Schwächsten in diesem Land. „Meinungs-

freiheit ist nicht die Freiheit, einfach alles sagen zu 

dürfen. Meinungsfreiheit ist nicht Regelfreiheit.“ 

 

Susanne Rüthrich (SPD) machte in ihrer Rede klar: 

„Meinen Hass bekommen die Hassenden nicht. 

Und auch nicht meine Redezeit.“ Sie nutzte ihre 

Rede, um all denjenigen zu danken, die sich für 

eine offene Gesellschaft einsetzen. Es gebe überall 

im Land Aktive und Initiativen, die Unterstützung 

brauchten, betonte Rüthrich. Sie forderte deshalb 

ein Demokratiefördergesetz, das diese Initiativen 

dauerhaft unterstützt. „Wir brauchen eine dauer-

hafte Förderung für eine dauerhafte Aufgabe.“ 
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SOZIALPOLITIK 

MEHR UNTERSTÜTZUNG FÜR 
ANGEHÖRIGE 
PFLEGEBEDÜRFTIGER 
MENSCHEN 
Ein Pflegefall in der Familie stellt Angehörige vor 

schwierige Herausforderungen. Neben der Arbeit 

und oft auch parallel zur Kindererziehung müssen 

Eltern oder pflegebedürftige Kinder versorgt und 

unterstützt werden. Das allein stellt eine emotio-

nale, logistische und oft auch finanzielle Belastung 

dar. Diese Menschen verdienen Respekt und Un-

terstützung. Darum hat sich die Koalition zum Ziel 

gesetzt, diese Menschen noch in der laufenden 

Wahlperiode finanziell zu entlasten. 

 

Der Deutsche Bundestag hat nun am Donnerstag 

in zweiter und dritter Lesung den Entwurf des An-

gehörigen-Entlastungsgesetzes beschlossen (Drs. 

19/13399). Eltern und Kinder werden demnach 

künftig erst bei Überschreitung eines Jahresein-

kommens von 100.000 Euro vom Sozialhilfeträger 

zur Erstattung von Kosten der Hilfe zur Pflege in 

Anspruch genommen. Im Klartext: Auf ihr Einkom-

men wird erst ab diesem Jahreseinkommen zu-

rückgegriffen. Es kommt dabei nicht auf Vermö-

gen, sondern das Einkommen an. Diese Regelung 

gilt übrigens künftig auch für die anderen Sozialhil-

feleistungen. 

 

Um der besonderen Lebenslage der Betroffenen 

im Sozialen Entschädigungsrecht angemessen 

Rechnung zu tragen, ist auch dort eine entspre-

chende Regelung vorgesehen. Insgesamt werden 

von Januar 2020 an die Familien (Eltern bzw. Kin-

der) von rund 275.000 betroffenen Leistungsemp-

fängern von dieser Regelung erreicht. 

 

Verbesserungen für Menschen mit Behinde-

rungen 
Der Unterhaltsrückgriff in der Sozialhilfe wird in 

der Eingliederungshilfe gegenüber Eltern volljähri-

ger Kinder mit Behinderungen sogar vollständig 

entfallen. 

 

Außerdem wird das Leistungsrecht für Menschen 

mit Behinderungen in Umsetzung der Behinder-

tenrechtskonvention der Vereinten Nationen wei-

ter verbessert: Die ergänzende unabhängige Teil-

habeberatung für Menschen mit Behinderungen 

oder drohenden Behinderungen sowie ihre Ange-

hörigen wird entfristet und zukünftig flächende-

ckend gesichert. Es werden dafür mehr finanzielle 

Mittel bereitgestellt.  

 

Menschen mit Behinderungen, die auf eine Werk-

statt für behinderte Menschen angewiesen sind, 

können Leistungen zur beruflichen Bildung bislang 

nur in der Werkstatt oder bei einem anderen Leis-

tungsanbieter erhalten. Dank des Budgets für Aus-

bildung sollen sie künftig auch dann gefördert 

werden können, wenn sie eine reguläre betriebli-

che Ausbildung oder eine Fachpraktikerausbildung 

aufnehmen.  

 

Die Koalition sorgt damit für mehr Inklusion in der 

beruflichen Bildung und kommt dem sozialdemo-

kratischen Ziel eines inklusiven Arbeitsmarktes 

wieder ein großes Stück näher. 

 

Kerstin Tack, sozialpolitische Sprecherin der SPD-

Fraktion, verdeutlicht: „Das Angehörigen-Entlas-

tungsgesetz bringt Inklusion voran und unterstützt 

Angehörige ganz gezielt. So geht moderne, sozial-

demokratische Sozialpolitik.“ 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: Die Koalition 

entlastet unterhaltsverpflichtete Menschen, de-

ren Kinder oder Eltern die Leistungen der Hilfe zur 

Pflege oder andere Leistungen der Sozialhilfe er-

halten. Auf ihr Einkommen wird erst ab einem Jah-

reseinkommen von mehr als 100.000 Euro zurück-

gegriffen. Die Koalition schafft zudem Planungssi-

cherheit für Menschen mit Behinderungen und 

ihre Angehörigen. Von der dauerhaften Absiche-

rung der ergänzenden unabhängigen Teilhabebe-

ratung profitieren auch die Träger der Beratungs-

angebote mit ihren Beschäftigten. Es entsteht 

mehr Inklusion in der beruflichen Bildung, was 

Schritt für Schritt zu einem inklusiven Arbeits-

markt führt. 
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VERBESSERTES SOZIALES 
ENTSCHÄDIGUNGSRECHT 
Opfer von Gewalttaten sollen künftig bessere Un-

terstützung und höhere Entschädigungszahlungen 

vom Staat erhalten. Die Reform des Sozialen Ent-

schädigungsrechts (SER) hat der Deutsche Bun-

destag am Donnerstag in 2./3. Lesung beschlossen 

(Drs. 19/13824). 

 

Opfer von Terroranschlägen oder anderer Gewalt-

taten benötigen schnelle und umfassende Hilfe. 

Im neuen Sozialgesetzbuch XIV sind höhere mo-

natliche Opferrenten vorgesehen. Nach einer Ge-

walttat ist schnelle Unterstützung gefragt: Mit 

dem neuen SER werden Leistungen in Traumaam-

bulanzen – so genannte Schnelle Hilfen – gesetz-

lich garantiert und flächendeckend Kindern, Ju-

gendlichen und Erwachsenen zugänglich gemacht 

– dank eines erleichterten Verfahrens nied-

rigschwellig und unbürokratisch. Sie bieten Unter-

stützung bereits kurz nach der Tat.  

 

Verschiedene Geldleistungen werden erhöht und 

Teilhabeleistungen grundsätzlich ohne Einkom-

mensprüfung erbracht. Das gilt beispielsweise für 

die Waisenrenten. Inländische und ausländische 

Gewaltopfer werden gleichgestellt.  

 

Erstmals bekommen auch Opfer von psychischen 

Gewalttaten einen Anspruch auf Leistungen. Für 

Opfer sexualisierter Gewalt wird es im neuen SER 

ebenfalls zahlreiche Verbesserungen geben. So 

wird eine Regelung zur Beweiserleichterung ein-

geführt, die insbesondere Opfern sexueller oder 

psychischer Gewalt zugutekommt. Für sie ist es 

nicht immer einfach nachzuweisen, dass die ge-

sundheitlichen Schädigungsfolgen auf eine oft 

schon Jahre zurückliegende Schädigung zu-rückzu-

führen sind. 

 

Ziel der SPD-Fraktion sind bessere Leistungen für 

die Opfer von Gewalttaten, damit sich Betroffene 

in den schweren Stunden die sie durchleben, nicht 

allein gelassen fühlen. Staatliche Entschädigung, 

schnelle Hilfen schnell nach der Tat und Anerken-

nung körperlicher wie seelischer Verletzungen 

sind für die SPD-Abgeordneten unabdingbar, um 

die Betroffenen bei der Aufarbeitung des Durch-

lebten und bei ihrer Genesung bestmöglich zu un-

terstützen. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: Opfer von Ge-

walttaten sollen künftig bessere Unterstützung 

und höhere Entschädigungszahlungen vom Staat 

erhalten. Im neuen Sozialgesetzbuch XIV sind hö-

here monatliche Opferrenten vorgesehen. Erst-

mals bekommen auch Opfer von psychischen Ge-

walttaten einen Anspruch auf Leistungen. 

 

GESUNDHEITSPOLITIK 

SCHUB FÜR DIE 
DIGITALISIERUNG DES 
GESUNDHEITSWESENS 
Die Digitalisierung schreitet auch in der Gesund-

heitsbranche weiter voran – und macht das Leben 

für Patientinnen und Patienten einfacher und 

auch sicherer. Es liegen in innovativen Versor-

gungsstrukturen große Chancen für eine bessere 

Gesundheitsversorgung für die Versicherten.  

 

Auch heute schon nutzen viele Patienten und Pa-

tientinnen Gesundheits-Apps, die sie zum Beispiel 

dabei unterstützen, ihre Arzneimittel regelmäßig 

einzunehmen oder ihre Blutzuckerwerte zu doku-

mentieren. 

 

Mit dem am Donnerstag vom Parlament beschlos-

senen Digitale-Versorgung-Gesetz sollen Ärzte 

und Ärztinnen geprüfte Apps künftig als Kassen-

leistung verschreiben können. Außerdem schafft 

das Gesetz die Voraussetzungen, dass die digitale 

Infrastruktur für den Gesundheitsbereich weiter-

wachsen kann: Damit Patientinnen und Patienten 

digitale Angebote möglichst bald flächendeckend 

nutzen können, werden beispielsweise Apotheken 

und Krankenhäuser verpflichtet, sich bis Ende Sep-

tember 2020 bzw. Januar 2021 an die Telematik-

Infrastruktur (TI) anzuschließen. Videosprechstun-

den werden gefördert. 
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Schutz sensibler Gesundheitsdaten 
Im parlamentarischen Verfahren wurden mehrere 

Änderungsanträge der Koalitionsfraktionen be-

schlossen. So sollen Patientendaten, die von den 

Krankenkassen zu Forschungszwecken an den 

Spitzenverband der Gesetzlichen Krankenkassen 

(GKV-SV) zur Prüfung übermittelt werden, schon 

von hier aus nur pseudonymisiert verschickt wer-

den. Die Ergänzung zielt darauf ab, den Schutz der 

sensiblen Gesundheitsdaten noch weiter zu erhö-

hen. 

 

Bärbel Bas, stellvertretende SPD-

Fraktionsvorsitzende, bekräftigt: „Der Schutz sen-

sibler Gesundheitsdaten hat oberste Priorität und 

wird gesichert. Das gilt auch für die Versorgungs-

forschung. In einem staatlichen Forschungsdaten-

zentrum werden pseudonymisierte Abrechnungs-

daten künftig schneller und umfangreicher zusam-

mengeführt. Von dort gehen sie nur in anonymi-

sierter Form zur medizinischen Forschung an 

Hochschulen und Unikliniken. Unser Ziel ist eine 

Versorgungsforschung, die insbesondere Men-

schen mit chronischen oder seltenen Erkrankun-

gen zugutekommt und Erkenntnisse für eine bes-

sere Versorgung liefert.“ 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: Der Bundestag 

hat am Donnerstag das Digitale-Versorgung-Ge-

setz beschlossen. Es sieht im Kern vor, dass sich 

Patienten künftig geprüfte Gesundheits-Apps vom 

Arzt verschreiben lassen können. Darüber hinaus 

soll das digitale Netzwerk ausgebaut werden. Apo-

theken und Krankenhäuser werden dazu verpflich-

tet, sich an die Telematikinfrastruktur anzuschlie-

ßen. Videosprechstunden werden gefördert. 

MEHR UNABHÄNGIGKEIT UND 
TRANSPARENZ BEIM 
MEDIZINISCHEN DIENST 
Auch bei den Krankenversicherungen will der Bun-

destag für organisatorische Entlastung und für 

noch mehr Rechtsklarheit sorgen. Deshalb hat das 

Parlament jetzt das so genannte MDK-

Reformgesetz verabschiedet, mit dem der Medizi-

nische Dienst der Krankenversicherung in seinen 

Arbeits- und Verwaltungsstrukturen neu struktu-

riert werden soll (Drs. 19/13397).  

 

Bislang sind die Medizinischen Dienste der Kran-

kenversicherung (MDK) Arbeitsgemeinschaften 

der Krankenkassen. Künftig sollen sie als eigen-

ständige Körperschaft des öffentlichen Rechts ein-

heitlich unter der Bezeichnung „Medizinischer 

Dienst“ (MD) geführt werden. In den Verwaltungs-

räten der MD werden künftig auch Vertreterinnen 

und Vertreter der Patientinnen und Patienten, der 

Pflegebedürftigen, der Verbraucher, der Ärzte-

schaft und der Pflegeberufe vertreten sein.  

 

Um die Fachlichkeit im Medizinischen Dienst si-

cherzustellen, streicht das Gesetz die Unverein-

barkeit der ehrenamtlichen Tätigkeit in einem 

Selbstverwaltungsorgan einer Krankenkasse oder 

ihrer Verbände mit einer solchen im Medizini-

schen Dienst. Vertreterinnen und Vertreter der 

Selbstverwaltung können also auch Mitglied im 

Verwaltungsrat eines medizinischen Dienstes sein. 

 

Reform der Krankenhausabrechnungsprü-

fung 
Mit dem Gesetz reformiert der Bundestag auch 

das System der Krankenhausabrechnungsprüfung. 

Durch finanzielle Sanktionen werden Anreize für 

korrektes Abrechnen bei den Krankenhäusern ge-

schaffen. In welchem Umfang Krankenhäuser von 

Krankenkassen geprüft werden, ist künftig von der 

Qualität der Abrechnungen abhängig.  

 

Außerdem werden viele Einzelprüfungen in einem 

Strukturprüfungsverfahren gebündelt. Durch eine 

neue bundesweite Statistik wird das Abrechnungs- 

und Prüfgeschehen transparenter. Konflikte zwi-

schen Krankenkassen und Kliniken sollen künftig 

durch einen Schlichtungsausschuss auf Bundes-

ebene schneller gelöst werden. Um der zuneh-

menden Leiharbeit bei der Pflege im Krankenhaus 

zu begegnen, begrenzt der Gesetzgeber zudem 

die Vergütungen der Krankenhäuser für solche Ar-

beitskräfte auf das Niveau der Tarifverträge.  

 

Außerdem können von 2020 an nun statt bislang 

drei bis zu vier Prozent des Pflegebudgets bei je-

dem Krankenhaus zusätzlich für pflegeentlastende 

Maßnahmen vereinbart werden. Solche Maßnah-

men sind zum Beispiel digitalisierte Anwendungen 

oder Pflegehilfsmittel Das erhöht den Spielraum 

für Pflegeentlastung um 150 Millionen Euro pro 

Jahr. 
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Das Wichtigste zusammengefasst: Der Medizini-

sche Dienst der Krankenversicherung heißt künftig 

nur noch Medizinischer Dienst und soll organisa-

torisch von den Krankenkassen getrennt werden. 

Außerdem wird die Prüfung der Krankenhausab-

rechnung einheitlicher und transparenter gestal-

tet. So sollen strittige Kodier- und Abrechnungsfra-

gen systematisch vermindert werden. 

 

FINANZPOLITIK 

STEUERLICHE FÖRDERUNG 
DER ELEKTROMOBILITÄT 
In der letzten Sitzungswoche wurde es noch ver-

schoben, weil Detailfragen zu klären waren, nun 

hat der Bundestag am Donnerstag das Gesetz zur 

Förderung der Elektromobilität und zur Änderung 

weiterer steuerlicher Vorschriften in 2./3. Lesung 

beschlossen. Damit einher gehen viele weitere 

steuerrechtliche Anpassungen, weswegen es auch 

Jahressteuergesetz 2019 genannt wird.  

 

Im Jahr 2018 wurde eine Begünstigung für Elektro- 

und Hybridfahrzeuge bei der Dienstwagenbesteu-

erung eingeführt. Die Regelung ist bisher auf drei 

Jahre befristet. Auch vor dem Hintergrund der 

Verpflichtung der Bundesregierung, die Klimaziele 

von Paris einzuhalten, soll die Begünstigung für 

Elektro- und Hybridfahrzeuge nun in zwei Stufen 

bis zum Jahr 2030 verlängert werden: Von 2022 

bis 2024 werden nur Elektro- und Hybridfahrzeuge 

begünstigt, die eine Mindestreichweite mit rei-

nem Elektroantrieb von 60 km oder einen maxi-

malen CO2-Ausstoß von 50 g/km haben. Von 2025 

bis 2030 werden nur Elektro- und Hybridfahrzeuge 

begünstigt, die eine Mindestreichweite mit rei-

nem Elektroantrieb von 80 km oder einen maxi-

malen CO2-Ausstoß von 50 g/km haben.  Diese 

technischen Mindestanforderungen sollen ver-

schärft werden, wenn sich die Anforderungen des 

Elektromobilitätsgesetzes in Zukunft verändern. 

 

Stärkere Begünstigung für reine Elektrofahr-

zeuge 
Die Koalitionsfraktionen haben in den Gesetzesbe-

ratungen eine stärkere Begünstigung für reine 

Elektrofahrzeuge beschlossen. Die private Nut-

zung muss demnach nur noch mit einem Viertel 

der Bemessungsgrundlage versteuert werden.  

 

Weitere steuerliche Anpassungen betreffen bei-

spielsweise die Sonderabschreibungen für kleine 

und mittlere Elektrolieferfahrzeuge, die Steuerbe-

freiung für die private Nutzung betrieblicher Fahr-

räder und Elektrofahrräder, die Verlängerung der 

Steuerbefreiung für Ladestrom bis 2030, die Steu-

erbefreiung von Jobtickets oder Absenkungen bei 

der Gewerbesteuer, wenn Elektrofahrzeuge ge-

mietet oder geleast werden.  

 

Insgesamt beinhaltet das Jahressteuergesetz 2019 

rund 30 Anpassungen, die in der Regel zum 1. Ja-

nuar 2020 in Kraft treten sollen.  

 

Auf Initiative der SPD-Fraktion wurde die Sonder-

abschreibung auf große Elektrolieferfahrzeuge 

ausgeweitet. Außerdem wurden E-Lastenfahrrä-

der in die Förderung aufgenommen.  

 

Mit dem Gesetzentwurf hatte die Bundesregie-

rung zudem unter anderem vorgeschlagen, die 

Umsatzsteuerbefreiung für Bildungsleistungen 

neu zu regeln. Das Ziel war ausdrücklich nicht, die 

Umsatzsteuerbefreiung einzuschränken, sondern 

durch eine Anpassung des Wortlauts an das ver-

bindliche EU-Recht für Rechtsklarheit und Rechts-

sicherheit zu sorgen. Die Neuregelung ist gleich-

wohl in die Kritik der betroffenen Bildungsträger 

geraten. Im Gesetzgebungsverfahren ist es nicht 

gelungen, die Bedenken zweifelsfrei auszuräu-

men. Um Raum für weitere Diskussionen auch mit 

den Betroffenen zu lassen, wurde die Regelung vor 

diesem Hintergrund aus dem Gesetzentwurf her-

ausgenommen. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: Der Bundestag 

hat den Entwurf eines Gesetzes zur weiteren steu-

erlichen Förderung der Elektromobilität und zur 

Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften be-

schlossen. Schwerpunkt der Vorlage ist die steuer-

liche Förderung von umweltfreundlicher Mobili-

tät: Die Steuervorteile für privat genutzte betrieb-

liche Elektrofahrzeuge oder extern aufladbare 

Hybridfahrzeuge sollen bis zum Jahr 2030 verlän-

gert werden, ebenso E-Lastenfahrräder. Außer-

dem sollen Beschäftigte steuerliche Erleichterun-

gen erhalten. 
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UNTERSTÜTZUNG FÜR 
FORSCHENDE UNTERNEHMEN 
Unternehmen, die in Forschung und die Entwick-

lung neuer Produkte investieren, sollen künftig 

steuerlich gefördert werden. Das sieht ein Gesetz-

entwurf der Bundesregierung vor, den der Bun-

destag am Donnerstag beschlossen hat 

(19/10940, 19/11728). 

 

Investitionen in Forschung und Entwicklung (FuE) 

sind der Schlüssel für nachhaltigen wirtschaftli-

chen Erfolg. Sie führen zu einer weiteren Steige-

rung der Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit. 

 

Deshalb haben die Koalitionspartner schon 2018 

vereinbart, dass der Bund gemeinsam mit den 

Ländern und der Wirtschaft bis 2025 mindestens 

3,5 Prozent des Bruttoinlandsproduktes für For-

schung und Entwicklung aufwenden soll. 

 

Um dieses Ziel zu erreichen, will die Bundesregie-

rung künftig Unternehmen auch steuerlich för-

dern, wenn sie in Forschung und Entwicklung in-

vestieren. Zusätzlich soll dadurch der Unterneh-

mensstandort Deutschland attraktiver werden, 

insbesondere für kleine und mittlere Unterneh-

men. 

 

Personal in der Forschung wird gefördert 
Der Gesetzentwurf der Bundesregierung sieht vor, 

dass Unternehmen in Deutschland von 2020 an 

mit jährlich bis zu 500.000 Euro steuerlich unter-

stützt werden, wenn sie in Forschung und Entwick-

lung investieren. 

 

Geplant ist eine steuerliche Forschungszulage, die 

in der Grundlagenforschung, industriellen For-

schung und experimentellen Entwicklung für alle 

steuerpflichtigen Unternehmen unabhängig von 

Größe oder Branche gelten soll. 

 

Ansetzen soll die unbefristete Förderung bei den 

Personalkosten. Das heißt, Unternehmen können 

künftig die Lohnkosten für die in Forschung und 

Entwicklung beschäftigten Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmer geltend machen. 

 

Das eröffnet nebenbei auch mehr Beschäftigungs-

perspektiven für Forscherinnen und Forscher. Das 

Finanzministerium rechnet mit Gesamtkosten von 

jährlich etwa 1,3 Milliarden Euro. Die Kosten sollen 

sich Bund und Länder teilen. 

 

Im parlamentarischen Verfahren wurde sicherge-

stellt, dass die Förderung die beihilferechtlichen 

Vorgaben der Europäischen Kommission erfüllt – 

es ist nun vollständige Rechtssicherheit herge-

stellt. Dabei bleibt die Auftragsforschung erhalten, 

wird aber nun beim Auftraggeber angeknüpft, 

nicht mehr beim Auftragnehmer. 

Das Wichtigste zusammengefasst: Ein Gesetzent-

wurf der Bundesregierung sieht vor, dass Unter-

nehmen in Deutschland von 2020 an mit jährlich 

bis zu 500.000 Euro steuerlich unterstützt werden, 

wenn sie in Forschung und Entwicklung investie-

ren. Personalkosten im Forschungsbereich können 

steuerlich geltend gemacht werden. 

 

RECHTSPOLITIK 

KOALITION WILL 
STRAFVERFAHREN 
MODERNISIEREN  
Die Fraktionen von CDU/CSU und SPD haben am 

Donnerstag dem Parlament den Entwurf eines Ge-

setzes zur Modernisierung des Strafverfahrens 

(19/14747) zur ersten Beratung  vorgelegt, mit 

dem die Arbeit der Gerichte beschleunigt und ver-

bessert werden soll, ohne dabei die Rechte von 

Beschuldigten einzuschränken.  

 

Unter anderem sollen missbräuchlich gestellte Be-

fangenheits- und Beweisanträge unter erleichter-

ten Voraussetzungen abgelehnt und die Nebenkla-

gevertretung gebündelt werden können. Das 

heißt: Bei Strafprozessen mit vielen Geschädigten 

können Gerichte den Nebenklägern künftig einen 

gemeinschaftlichen Anwalt beiordnen, wenn diese 

die gleichen Interessen haben. 

 

In Gerichtsverhandlungen soll das Verbot einge-

führt werden, das Gesicht ganz oder teilweise zu 

verdecken (Gesichtsverschleierung); es sei denn, 

die Verdeckung ist aus Gründen des Zeugenschut-

zes notwendig Zur Verfolgung des Wohnungsein-

bruchdiebstahls soll die Telekommunikations-

überwachung erweitert werden.  
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Auch sollen die Möglichkeiten der DNA-Analyse im 

Strafverfahren noch weitreichender genutzt wer-

den können. Zukünftig sollen auch Feststellungen 

über Haar-, Haut- und Augenfarbe sowie das Alter 

der Person getroffen werden können. Das kann 

unter anderem die Erstellung von Phantombildern 

erleichtern.  

 

Höherer Opferschutz 
Der Opferschutz im Strafverfahren soll weiter ge-

stärkt werden. Der Entwurf sieht dazu unter ande-

rem vor, die audiovisuelle (also Video) Aufzeich-

nung von richterlichen Vernehmungen im Ermitt-

lungsverfahren von zur Tatzeit erwachsenen Op-

fern von Sexualstraftaten verpflichtend vorzu-

schreiben.  

 

Um die Fortsetzung von Prozessen auch während 

der Zeiten des gesetzlichen Mutterschutzes zu er-

möglichen und Einschränkungen beim Einsatz von 

Richterinnen in umfangreichen Strafverfahren 

entgegenzuwirken, haben wir die Fristen zur Un-

terbrechung der Hauptverhandlung mit den 

Schutzfristen des Mutterschutzes und der Eltern-

zeit harmonisiert. 

 

Wie es in dem Entwurf heißt, wurden die Verfah-

rensvorschriften zuletzt durch das Gesetz zur ef-

fektiveren und praxistauglicheren Gestaltung des 

Strafverfahrens vom August 2017 an die sich wan-

delnden Rahmenbedingungen angepasst. Der vor-

liegende Entwurf knüpfe an diese Regelungsziele 

an. 

 

Diese Gesetzesänderungen sind sinnvoll, aber nur 

ein Mittel für moderne und zügige Strafverfahren. 

Entscheidend ist, dass der Pakt für den Rechtsstaat 

zwischen Bund und Bundesländern umgesetzt 

wird und die darin vereinbarten 2000 zusätzlichen 

Richter und Staatsanwälte tatsächlich von den 

Ländern eingestellt werden. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: Am Donnerstag 

hat der Bundestag einen Gesetzentwurf der Koali-

tion beraten, der wichtige Regelungen für ein mo-

dernes Strafverfahren und zur Beschleunigung von 

Strafprozessen enthält, ohne dabei die Rechte von 

Beschuldigten einzuschränken. 

 

 
 

DEBATTE 

„BERUFSBILDUNG IST 
BILDUNG“ 
Wie stellen wir die berufliche Bildung auf zukunfts-

feste Beine – auch mit Blick auf die Digitalisierung 

der Arbeitswelt? Über diese Frage hat der Bundes-

tag am Donnerstag in einer Vereinbarten Debatte 

diskutiert.  

 

Die berufliche Bildung in Deutschland ist ein Er-

folgsmodell. Genauso wie die gesamte Arbeitswelt 

stellt die Digitalisierung aber auch das Aus- und 

Weiterbildungssystem vor große Herausforderun-

gen. Wie erhalten wir das Erfolgsmodell der Be-

rufsbildung in einer digitalisierten Arbeitswelt? 

Wie sichern wir ihre Qualität für den Arbeitsmarkt 

der nächsten Jahre? Um diese Fragen zu beant-

worten, hat der Bundestag im Juni 2018 die En-

quete-Kommission „Berufliche Bildung in der digi-

talen Arbeitswelt“ eingesetzt. Sie erarbeitet Hand-

lungsempfehlungen dafür, die berufliche Bildung 

für den Arbeitsmarkt der Zukunft aufzustellen.  

 

Digitalisierung ist ein sozialer Gestaltungs-

prozess 
„Nirgendwo auf der Welt ist die Berufliche Bildung 

besser als in Deutschland“, sagte Yasmin Fahimi 

bei der vereinbarten Debatte im Bundestag. Sie ist 

die Sprecherin der Arbeitsgruppe zur Enquete-

Kommission in der SPD-Fraktion. Die Digitalisie-

rung und der Wandel der Arbeitswelt seien für sich 

genommen noch keine Zukunftsversprechen, im 

Gegenteil: „Sie machen den Menschen Angst.“ Für 

Fahimi geht es bei der Frage nach der Digitalisie-

rung der beruflichen Bildung daher nicht um tech-

nische Fragen. „Die Digitalisierung ist zuallererst 

ein sozialer Gestaltungsprozess“.  

 

Yasmin Fahimi betonte den Wert der beruflichen 

Bildung auch über das rein Wirtschaftliche hinaus. 

Bei der beruflichen Bildung gehe es nicht in erster 

Linie um die Bereitstellung von Fachkräften. „Be-

rufsbildung ist Bildung“, sagte die SPD-

Abgeordnete. Persönlichkeiten formen, soziale 

Anerkennung und Perspektiven schaffen, das 

seien die wahren Ziele der Berufsbildung. Sie 

warnte davor, Reformen bei der beruflichen Bil-

dung zu Deregulierungen zu nutzen. Man dürfe die 

Ausbildung nicht entwerten. 
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Motor der Wirtschaft 
„Die berufliche Bildung ist der Motor unserer Wirt-

schaft, ein weltweiter Exportschlager und eine 

enorme Sicherheit für individuelle Zukunftspla-

nung“, sagte Marja-Liisa Völlers (SPD), stellvertre-

tende Vorsitzende der Enquete-Kommission. 

Demgegenüber fehle es aber an ihrer Anerken-

nung im Vergleich zur akademischen Bildung. Es 

gebe ein fehlendes Verständnis dafür, dass eine 

Ausbildung den Weg zu einer erfolgreichen Karri-

ere ebnet. „Unsere Volkswirtschaft wartet nicht 

nur auf den nächsten Betriebswirt oder Sozialwis-

senschaftler, sondern auch auf die nächste an-

ständig ausgebildete Fachkraft“, sagte Marja-Liisa 

Völlers.  

 

Für sie ist daher klar: „Wir brauchen beides – Aka-

demiker und gut ausgebildete Fachkräfte.“ Um die 

Gleichwertigkeit der beruflichen Bildung zu för-

dern, gab sie drei Handlungsempfehlungen: Mehr 

Berufselemente an allgemeinbildenden Schulen, 

mehr Kooperation zwischen berufsbildenden und 

weiterführenden allgemeinbildenden Schulen und 

eine besser Einbeziehung der Bundesagentur für 

Arbeit und der Jugendberufsagenturen. 

 

SPORTPOLITIK 

INVICTUS GAMES IN 
DEUTSCHLAND 
Der Bundestag hat am Donnerstag einen Antrag 

der Koalitionsfraktionen SPD und CDU/CSU be-

schlossen (Drs. 19/8262). Er lautet: „Invictus Ga-

mes – Das Sportereignis der versehrten Soldatin-

nen und Soldaten als ein deutliches Zeichen der 

Anerkennung und Wertschätzung nach Deutsch-

land holen“. 

 

Die Invictus Games sind eine Sportveranstaltung 

für kriegsversehrte Soldatinnen und Soldaten. 

Erstmals fand der Wettbewerb 2014 auf Initiative 

von Prinz Harry in London statt. An-schließend 

entwickelten sich die Invictus Games innerhalb 

weniger Jahre zu einer wichtigen Plattform für 

mehr Anerkennung und öffentliche Aufmerksam-

keit für kriegsversehrte Soldatinnen und Soldaten. 

An den vierten Invictus Games, die im Oktober 

2018 in Sydney stattfanden, nahmen bereits mehr 

als 500 Teilnehmer aus 18 Nationen teil. 

 

In dem vorliegenden Antrag begrüßen die Abge-

ordneten die Ankündigung der Bundesregierung, 

sich um die Austragung der Invictus Games 2022 

zu bemühen. Die Koalition signalisiert sehr deut-

lich, dass sie sich ihrer Verantwortung für die Sol-

datinnen und Soldaten auch jenseits der militäri-

schen Einsätze bewusst ist. 

 

Zugleich fordern die Abgeordneten die Bundesre-

gierung auf, sich für eine gezielte Vorbereitung der 

deutschen Teilnehmer einzusetzen. Dabei sollen 

die Sportlerinnen und Sportler auch auf die fachli-

che Expertise der Sportschule der Bundeswehr zu-

rückgreifen können. 

 

Ebenso soll sich die Bundesregierung für eine um-

fassende mediale Berichterstattung über die Invic-

tus Games stark machen, um so einem möglichst 

breiten Publikum das Sportereignis, aber auch den 

hohen Einsatz der Soldatinnen und Soldaten näher 

zu bringen. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: Seit 2014 kön-

nen kriegsversehrte Soldatinnen und Soldaten in 

zwölf Sportarten bei den Invictus Games antreten. 

Neben dem Sport geht es dabei auch um Unter-

stützung, ins Leben zurückzufinden. Die Koaliti-

onsfraktionen unterstützen das Bemühen der 

Bundesregierung, die Sportveranstaltung 2022 

nach Deutschland zu holen. 
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TOURISMUSPOLITIK 

TOURISMUSSTANDORT 
DEUTSCHLAND STÄRKEN 
Die Tourismusbranche in Deutschland ist ein wich-

tiger Wirtschaftsfaktor. Mit einer nationalen Tou-

rismusstrategie wollen die Fraktionen von SPD und 

CDU/CSU diese Entwicklung fördern und aus-

bauen. Dazu hat der Bundestag am Freitag einen 

Antrag der Koalitionsfraktionen beschlossen. 

 

Deutschland steht weltweit bei den beliebtesten 

Reisezielen auf Platz acht, mit insgesamt 477 Mil-

lionen Gästeübernachtungen im Jahr 2018. Fast 

drei Millionen Beschäftigte arbeiten hierzulande in 

der Tourismusbranche. 

 

Als personalintensive Dienstleistungsbranche 

schafft sie zudem Arbeitsplätzen sowie gute Ein-

stiegs- und Aufstiegschancen auch für gering qua-

lifizierte Arbeitskräfte. Insbesondere im Gastge-

werbe haben bereits viele Geflüchtete Arbeits- 

und Ausbildungsplätze gefunden. Und: Diese Ar-

beitsplätze sind an den Standort Deutschland ge-

bunden und nicht exportierbar. Tourismus leistet 

damit einen wichtigen Beitrag zur Wertschöpfung 

vor Ort und zur Sicherung der kommunalen und 

regionalen Infrastruktur. 

 

Im Koalitionsvertrag haben SPD, CDU und CSU des-

halb vereinbart, die touristische Entwicklung in 

Deutschland nachhaltig zu stärken. Die Bundesre-

gierung hatte im April ihre Eckpunkte für eine na-

tionale Tourismusstrategie vorgelegt und einen 

bundesweiten Dialogprozess gestartet. Ziel ist es, 

die inländische Wertschöpfung zu erhöhen, die Le-

bensqualität der Menschen nachhaltig zu steigern 

und einen Beitrag zur internationalen Stabilität zu 

leisten. 

 

Nachhaltige Tourismusförderung 
In dem nun beschlossenen Antrag machen die Ko-

alitionsfraktionen Vorschläge für eine echte Stra-

tegie in Sachen Tourismus. Dabei geht es vor allem 

um eine zukunftsgerichtete, nachhaltige Touris-

musförderung. 

 

Denn auch die Tourismusbranche steht vor großen 

Herausforderungen: Klimawandel, Digitalisierung, 

demografischer Wandel vor allem auf dem Land o-

der der Fachkräftemangel betreffen die Branche 

ebenso wie andere Wirtschaftszweige. Dem wol-

len die Fraktionen Abgeordneten von SPD und 

Union mit einem ganzheitlich wirtschaftspoliti-

schen Ansatz begegnen. 

 

Die im Antrag genannten Maßnahmen zielen un-

ter anderem darauf, die Zusammenarbeit zwi-

schen Bund, Ländern und der Tourismuswirtschaft 

zu vertiefen, um so die Rahmenbedingungen für 

den Tourismus in Deutschland zu verbessern. 

 

Außerdem soll der Tourismus besser gefördert 

werden: mit vereinfachten Förderverfahren und 

besserer Information und Beratung zu öffentli-

chen Förderinstrumenten. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: Die Tourismus-

branche ist eine Schlüsselbranche mit vielen siche-

ren Arbeitsplätzen. Die Koalitionsfraktionen ma-

chen sich deshalb mit einem gemeinsamen Antrag 

für eine nationale Tourismusstrategie stark. Bund, 

Länder und die Akteure der Tourismusbranche sol-

len gemeinsam daran arbeiten, die Branche unter 

sozialen, ökologischen und nachhaltigen Aspekten 

weiter zu stärken. 
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